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Im Namen 5193 Volkes

U r t e i 1
.

in dem Rechtsstreit

„.„„..o.‚.„..„.„.‚..„...‚°.„.....„,„„.‚..„......„..c„
AKläger und Revisionskläger,

Prozeßbevollmächtiger: „..„...°..‚..„„.„„.«a.....‚„p„

g e g e n'
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‘Beklagte und Revisionsbeklagte„

Der 44„ Senat des Bundessozialäerichts hat ohne

mündliche Verhandlung am 26„ September 4972 durcl

Senat5präßid3nt DPe H a u e i s e 2
—Vorsitzender—, —

Bundesrichäer H e y e r,
Bundesrichter Dr° B u s s ,
Bundessbzia&richter H e i m a n n und

Bundessozialrichterin B l ä t t e 1

für Recht erkannt:

Die Revision ées Klägers gegen das’Urteil des
Lanäessozialgerichts Hamburg vom 24° September 19?4'

wird zurückgewiesen„

Die Beteiligten haben einander keine Kosten zu
erstatten„
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Die Beteiligten streiten über die Berechtigung des Klägers,
erstattete Beiträge wieder an die Beklagte zurückzuzahlen°

Der Kläger war vom 4° April 4960 bis zumöO° April 49ß5.

in der HamburgischenFinanzverwaltungals Beamtertätig„
Nach seinem Ausscheiden waräe er Von der Freien unü Hanse»

stadt.Hamburg nachversicherto Während seines anschließenden

Studiums erstetäete ihm die Beklagte auf seinen Antrag nit
Bescheid vom 3° März 4966 die Hälfte der eingezahlten Bei»
träge, Seit 4° Dezember 4967 war der Kläger als Steuer—

sachbearbeiter angeStelltenversicherungspflichtig be—
„

schäftigt° Im Dezember 4969 beantragte er bei der Beklagten‚

ihm die Wiedereinzahlung des erstatteten Betrages zu er—J _l

lauben, da er 4966 wegen der damaligen Versicherungspflicht»

grenze nicht habe damit rechnen können, jemals wieder

versichérungspflichtig zu werden° Die Beklagte lehnte den

Antrag mit Bescheid vom 2, April 4970 ab„ Den Uidersprac
des Klägers wies sie zu:ück (Bescheid vom 42. Juni 497C)„

Des Sozialgericht (SG) gab äér Klage Statt, weil der Kläger

seinen Erstattungsentreg nach 5 449 Abs° 2 ■es Bürgerlichen

Gesetzbuches (BGB) wegentifftä■s über diéüWanälu■ésfähiéäezü

des Ängestelltenvereicherdägsverhältnisees wirksam enge—q

fochten habe„ Das Landessczielgéricht (LSG) hob auf die

Berufung der Beklagten äes efstinetenzliche Urtéil'eüf und

24„ September4974). Zur
Begründung führte es aus: Eine Beitragserstattung-kön■&

nur nach Art" 2 % 5 a Abs° 2 äeé Ansestelltenversiehefmngs»

Neuregelungsgesetzes (AnVNG) idF des Gesetzes äur_ver-

wies die Klage ab (Urteil vom

wirklichung der mehrjährigen Finanzplanung äes Bundes,

II„ Teil — Finanzänäerungsgesetz 4967 — vom 24° Bezember 4967
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(BGBl I 4259} rückgängig gemacht werden° Die Voraussetzungen

dieser Vorschrift lägen jedoch nicht vor, weil der Kläger vor
dem 4„ Januar 4968 niemals wegen Überschreitens der Versicherungen

pflichtgrenze versicherungsfrei gewesen sei° Das Gesetz ent—

halte keine Lücke, die das Gericht zu Gunsten des Klägers

schließen könne° Zweck und Inhalt des Art° 2 @5 e AnVNG
zeigten, daß nicht jeder Versicherte‚ äer sich einmal Bei—

träge habe erstatten leseen‚zur Uiedereinzahlnng berechtigt

sein solle° Auch eine Anfechtung nach 5 449 Abs„ 2 BGB sei

nicht zuiä.ssig„Art„ 2 € 5 & AnVNC—schließe als Scnclervorsch■.ft
die zivilrechtliche Anfechtung wegen Irrtums aus° Der Irrtur

über die zukünftige Rechtsentwicklung stelle ohnc%in nur
einen Motivirrtum äar. der auch nach 5 449 Abs° 2 BGB nicht

zur Anfechtung berechtige° Ein Versicherter könne wohl auch

schwerlich ernsthaft behaupten, er habe fest damit gerechnet,

die Versicherungspflichtgrenze in der Angestelltenvereichcrdhg

(AHV) werde auch künftig beibehalteno

Mit der zugelassenen Revision beentragt der Kläger,

das Urteil des LSG vom 24" September 4974
aufzuheben und die Beklagte unter Aufhebung
ihrer Bescheide vom 2° April 4970 und vom
42° Juni 4970 zu verurteilen, die von ihm

angebotene Wiedereinzahlung der gemäß Bescheid

vom 5° März 4966 in Höhe von 702,30 DM_für die

Zeit von April 4960 bis April 4965 eretetteten
Beiträge zu gestatten„

Er rügt die Verletzung des 3 449 Absq 2 i„V°m„ Abs° 4 BGB,
Arto 2 5 5 & Abs° 2 i„V„m„ Abs„ 4 AnVNG und Art‚ 20 Abs° 4

und 5 des Grundgesetzes {GG} und führt hierzu aus: Zu Un—

recht habe das LSG Art° 2 5 5 a AnVNG nicht entsprechend
auf den Kläger angewandt° Heute lasse sich allgemein eine
gesteigerte Tendenz erkennen, möglichst alle Bevölkerungse

kreise ohne Ausnahme in die Rentenvereicherungspflicht ein“

zubeziehen.
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Deshalb habe sich nach Eria■ dee Art‚ 2 5 5 e AnVNG

eine Ge5etzeelücke'gebildet, äie dureh analoge„Rech33e

anwendu■g zu schließen sein Auch werde in anderen'■inzele

vorschriften (z.B„ es ?,8 AnVNGidF vom22.“Dezember4970)
weiteren Personengruppen das Wiedereinzehlungsreéht gefi„

wii-“art° Daraus lasse sich deT”übergeofdnete gemeineeme‘

Rechtsgrundeatz ableiten, daß alle Personen? die nienßis

damit rechnen_kohntän, das Recht zur Weiterversicherung'

zu erhalten} erstattéte Beiträge nümmehrwieder einzehlen
dürftenu Keine äieser Vorschriften beetimméa ausdrücklich„

daß das Wiedereinzählungsfecht nur den jeweils genännten

Personengruppen zustehen solle° Er sei aber-euch deehalb
zur Wiedereinzahlung berechtigt, weil er seinen Erstattungsw

antrag unverzüglich angefochten habe. Er habe über eine .„”

wesentliche Eigenschaft seines Versicherungsvérhältnissee,i"

nämlich über äie gesteigerte U3nälungsfähigkeit des Soziale
versicherungsrechts, gei■rt„ Die Auffeesung des LSG, ohne '

eine Übergangsré@elüng gingen die unrichtigen Vorstellungen

über die künftige Entwicklung des Rentenversicherungsrechté

stets zu Lasten dee lebenden, wiäerspreche demArt„»20

Abs° ”&und.5 (36° ‘

Die Beklagte beantragt,

die Revision zurückzuweisen°

Sie ver■eidigt das angefochtene Urteil und weist ergänzendv

darauf hin, das Gesetz erlaube die Wiedereinzahlung nicht

allgemeine? wenn die Versicherten nach der Erstattung wieder

verSiCherun539£110htig würden„ Das zeige Art‚ 2„527 AnVNG;
der weiblichenVersicheften nach einer Beitrageerétattung

wegen Heirat nach % 85 des Angestelltenvereicherüngsgeeetzer

eF (AVG) nur die Nachentrichtung, nicht aber die Wieder—_.9Q
eihzahlung der Beiträge ermögliche° Auch eine Anfechtung
des Erstättungeantrages könne die Bindungswirkung des

Erstattungebescheides nichtbeee‘itigen°
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Die Beteiligten sind mit einer Entscheidung ohne mündliche

Verhandlung einverstanden°

II

Die Revision ist zulässig, aber nicht begründet°

Der K.läger ist nicht berechtigt. den nach. @82‘Abse @AVG
erstatteten Betrag an die Beklagte zurückzuzehlen, um die

Wirkung des 5 82 Absa ? AVG, nach dem die Erstattung weiter?
Ansprüche aus den bisher zurückgelegten Ve1e1cherun9=ze1+ct

und das Recht zur f1‘eiwinigen Ueiterversicherur g ausschließtä

zu beseitigen°

Art° 2 5 5 & Abs° 2 i‚V„m‚ Abs° 4 AnVNG erlaubt äie Wieder—

einzahlung des erstatteten Betrages nur den Versicherten, die

wegen Überschreitens der jeweils geltenden Jahresarbeitsvcr—

dienstgrenze nicht versicherungspflichtig w en unä seit den

4° Januar 4968 vereicherungsp lichtig sind oder nach be—

stimmten Vorschriften von der Versicherungspflicht befreit

worden waren und bis 30; Jüni.”968 auf die Befreiung ver—
zieht et haben° Nach den Feststellungen des LSG lag beim Kläger

keine der genannten Voraussetzungen vor„

Auch eine entsprechende Anwendung des Art„ 2 @ 5 & Abse 2

AnVNG ist — jedenfe3.ls zugunsten des Klägers — nicht zuläs51ro
Die Eretattung$wirkung kann zwar in einigen wenigen rällen

rückgängig gemacht werden; aber nur den eL ;entlichen "Opfern"

der früheren Jehresarbeitsverdienstgrenze ermöglicht Art„ 2.
5 5 a Abso 2 AnVNG die einfache Rückzahlung des eretatteteu

Betrages“ In den übrigen Fällen wird die Beitragserstattun

allein durch das — wesent3ich ungünstigere — Neckentrichteh

von Beiträgen eufgehoeen (vgl Art 2 5 27 AnVNGidF des
Dritten Rentenversicherungsänderungsgeeetzes — RVÄndG — von
28° Juli 1969 — BGBl I 956 —;5ä ”, 8 des Gesetzes zur Regelung
der Wiedergutmachung nat10n3350218115t33cben Unrechts in der
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Sozialvereicherung vom 22° Dezember 49?0 » BGBl I 4846)°

Dieses Nebeneinander unterschiedlicher Regelungen macht

deutlich, äaß die Beitragserstattung nur unter_den'ge—
setzlich genau umschriebenen Veraussetzungen rückgängig

gemacht werden dar.::, im übrigen aber irreperabel ist. Der

Kläger erfüllt nicht nur die Anforderungen des Art. 2 @5‚a
Abso 2 AnVNG nicht, es fehlt überhaupt jeder Zusammenhang

zwischen der Beitrageerstattung und■der früheren Jahres»

arbeitsverdienetgrenzeo Der_Kläger ist auch nicht ver—
sicherungspflichtié geworden; weil die Versicherungs—

pflichtgrenze seit dem 4° Januar 4968 wéggefallen ist {vgl;

Art° 4 5 2 mr„'4 des Finenzänderungsgesetzes 496?)‚ son■ern

“Weil er am 4° Dezember 4967 eine Schon damals versicb&rungsu

pflichtige Beschäftigung eufgen.ommen hat Der Ge°euzgcter

hat aber offensi.ohtlich nur sdlche vere10hertngsreontl chen
Nacnteile ausräumen wollen, die daraus entstehen können,»

daß der Versicherte infolge Wegfalls der Jehresarbeite— '
veräienstgrenze versicherungsp■ ichtig geworden 1 ste Eine

Ausdehnung auf alle Erstattungsfälle verbietet schon der

Übergangscherekter der Vorschrift; es wäre auch uherfinä—

lich, welchen Sinn die Friet hätte, bis zu deren Ablauf der
An.treg bei dem Versicherungsträger zu stel en war (Artn 2 *

35 & Abs° 2 Satz 5 AnVNG) Dagegen sprechen auch die Ü3’73

8 NVG und ärt 2 € 27 AanG die nur das Nachentrichter

erstatteter Beiträge zulassen° Die Vergüv -stigung, die (1er

Kläger begehrt, wäre auch systemwidrig° Die Beiträge
zur

Rentenversicherung sind nämlich auf äie gleichzeitigen.

LeiStungsverpflichtungen der Versicherungsträger abgestelltg

Bei späterer'Beiträgszahlung wäre dieses Verhältnis gestörta
Deshalb_sinä nach 5 440 Abs° 4 AVGBeiträge unwirksem; wenn
sie nach_Ablaui von zwei Jahren_nechSchluß des Kalender—
jahres, für das sie gelten sollen, entrichtet_werden„ Eee

_Verhältnis von Beitrag und Leistung würäe in gieichcr\üeiee°

gestört, wenn äer'Verc sicherte sich die Beiträge erstatten
-ließe unä nach Jahren mit demselben Betrag in die alte

Rechtsstellung zurückkehren könnte° Daß der Gesetzgebei‘

...?...
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bisher nicht versicherungsberechtigten Bevölkerungsgruppen

den Beitritt zur gesetzlichen Renten?ersicherung ermöglichen

will, ändert daran nichts, da der Kläger selbst die Beendigung

des Versicherungsverhältnisses verenlaßt hat°

% 82 Abs„ 4 Satz 4 AVG sieht die Erstattung von Beiträgen
für die Versicherten vor, die weder versicherungspflichtig

sind noch sich freiwillig weitertersichern dürfen {Koch/

Hartmann/v° Altrock/Fürst, AVG, Bä„ IV, 2„/5° Aqu7 Stand:

Dezember 497%, 5 82 Annc B I 4)„ Das Gesetz ermöglicht danit
eine Entscheidung, deren Bedeutung viele Versicherte wegen
der Unbeständigkeit der tatsächlichen und rechtlichen Ver—

hältnisse nicht übersehen können„ Um übereilte Anträge auf

Erstattung zu verhindern, enthält 5 82 Abs„ 4 Satz 5 AVG

eine Sperrfrist von zwei Jahren° Die Auswirkung einer nachw

teiligen Entscheidung bürdet das Gesetz aber grunäsätzlich

dem Versicherten auf„

Durch die Anfechtung seines Antrages auf Erstattung kann

der Kläger den Bescheid vom 5° März 4966, welcher den Verfall

der zurückgelegten Versicherungszeiten bewirkt (Hanow/Lehncnn/

Bogs, RVO 40 Buch, Rentenversicherung der Arbeiter, 5° Aull„

Stand: Februar 4970, @ ■503 Rdnr° 29), nicht beseitigen° Bie

Anfechtung einer Willenserklärung wegen Irrtums analog % ”’9

Abs° 2 BGB ist zwar grundsätzlich auch im öffentlichen Recht

zulässig ivgl„ BVerwGE20, 35 ff5 Forsthoff‚ Lehrbuch des
Verwaltungsrechts, 9° Aufl„‚ 4966, Sc 270)3 die Fehlver—
ste11ung€n des Klägers bezogen sich jedoch nicht auf eine Eigen»

schaft des Versicherungsverhältnisses, die im Verkehr als

wesentlich angesehen wird° Der Kläger irrte nicht über Aushnß

und Folgen der Beitragserstattung, sondern lediglich über

die Zweckmäßigkeit dieser Maßnahme; er rechnete nur nicht

damit, daß seine zukünftige berufliche Entwicklung ihn noch
einmal rentenversicherungspflichtig machen würde‚ Das ist ein

einfacher Hotivirrtum, dessen Folgen der Kläger allein zu
tragen hat fvglo RGZ ä12, 529, 5525 BSG, Urteil vom 9° Demember

4970 _ ■if? RLw 5/68; Hanow/Lehmenn/Bogs„ e.aO, @f303 Rdnr„ 505.

_g_
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Seine Vorstellungen über seine Tätigkeit und sein Einkommen

nach Abschluß des Stuäiums sind rechtlich unbeechtlich;

Soweit der Kläger einem Irrtum über die Beständigkeit äer
sozialvereicherungerechtlichen Vorschriften erlegen ist,

kann er die Auswirkung dieser Fehleinschätzung nicht äurch

eine Anfechtung beseitigen° Rechtsänderungen wirken ixmer

nur in die Zukunft, soweit das neue Recht seinen Geltungsw‚

bereich nicht selbst auf in der Vergangenheit abgeschlossene

Tatbestände erstreckt Cvgl° BSG46, 477, 478‚ *1'29)° Sich
daraus ergebende Härten wird der Gesetzgeber regelmäßig in
Übergengsvorschriften beseitigen° Diese Grundregel würde

aufgehoben, wenn bei einem Irrtum über die Réchtsentwicklung

eine Anfechtung früher sinnvoller Entscheidungen zulässig

wäre„ Der Vertreuensschuüz im Recht der Rentenversiohcrung'

wird dadurch nicht berüht°

Da das Urteil des LSG rechtlich nicht zu beenetenäen ist,

muß die Revision nach % 470 Abs„ € Satz 4 des Sozialgerichts

geset2es (SGG) zurückgewiesen weräen.

Die Koetenentecheidung beruht auf @495 Abs° € SGS.
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